Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 

Antrag 

der Fraktion der CDU CSU 

betr.: Einsetzung eines Untersuchungsaussdiusses. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß eingesetzt gemäß § 53 der Ge- 
schäftsordnung in Verbindung mit Artikel 44 des Grundgesetzes zur 
Untersuchung der in der Presse behaupteten Verwirtschaftung von 
Geldmitteln beim Nordwestdeutschen Rundfunk. 

Dem Untersuchungsausschuß gehören 7 Mitglieder an, die von den 
Fraktionen nach dem d’FIondi’schen System zu benennen sind. 

Der Untersuchungsausschuß hat die ihm gestellte Aufgabe beschleunigt 
zu erledigen. 


Drucksache Nr. 410 


Bonn, den 18. Januar 1950 


Holzapfel Schröter 
und Fraktion 


Begründung 

ln der Kölnischen Rundschau vom 18. Januar 1950 wird unter An- 
gabe von Einzelheiten dem NWDR die Verwirtschaftung von Hörer- 
geldern vorgeworfen u. a. 

a) DM 500 000. — durch Übernahme einer Bürgschaft für eine 
Göttinger Filmgesellschaft, 

b) DM 60 000 . — für die Einrichtung eines Künstlerlokales in 
Hamburg, 

Weiter wird die Personalpolitik des NWDR angegriffen. 

Im Gegensatz zu den meisten anderen Rundfunkgesellschaften, die 
sich auf das Gebiet eines Landes erstrecken und somit einer parla- 
mentarischen Kontrolle des zuständigen Landcsparlamentes unter- 
stehen, erstreckt sich der NWDR auf die ganze britisch besetzte 
Zone, und es ist daher eine parlamentarische Kontrolle durch ein 
einzelnes Landesparlament nicht möglich. 

Andererseits verlangt die Öffentlichkeit mit Recht eine genaue Nach- 
prüfung, ob Gelder des Rundfunks verwirtschaftet sind. Da 
diese Klarheit nur durch eine Untersuchung geschaffen werden kann 
und die Zuständigkeit des Bundes deswegen gegeben ist, weil es 
sich um eine Einrichtung für mehrere Länder handelt, wird die 
Einsetzung eines Untersuchungs-Ausschusses beantragt. 
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